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Grundsatze fur Aufbau und Formulierung von Vertragen

Aufbau Austauschvertrag (Beispiel)

1.

Form
Mindestinhalt

evtl. Vorbemerkung (Préambel)

Parteien

. Hauptleistung

- Leistungskatalog

- Beschaffenheitsvereinbarungen
- Garantien

- Leistungsmodalitaten

- Leistungszeit

Gegenleistung

- Héhe
- Zahlungsmodalitaten

Verzug

- Verzug der Hauptleistung
- Verzug der Gegenleistung

Haftungsbeschrankungen

- Mangelhaftung
- Schadens- und Aufwendungsersatz

Sicherung der Leistung

- Eigentumsvorbehalt

- ErfUllungsburgschaft

- Vertragsstrafe

Vollzug der Hauptleistung
- Abnahme und Ubergabe

- Vollzugserklarungen
- Ubergangsstichttag

alilgemeine Aufbauprinzipien:

chronologische Gliederung

logische Gliederung

thematische Gliederung

Bildung von Fallgruppen

gemeinsame Regelung zusammenhangender Fragen
Regelung vom Allgemeinen zum Besonderen

Bildung von Regel-Ausnahme-Verhaltnissen

Formulierung:

- Verwendung von Rechtsbegriffen
(gesetzliche Formulierungen)

- Verwendung von einfachen
Begriffen

- vorangehende Definition von
komplexen Begriffen

- Begriffe nicht wechseln

- Gleicher Gegenstand = gleicher
Begriff

- Verweisungen

- Anlagen

- Rechtsfolgen Nichterflllung, Leistungsstorungen (Rucktritt, Schadensersatz, Vertragsstrafe ...)

10. Nebenpflichten

- Wettbewerbsverbot
- Geheimhaltung

- Rechtsfolgen eines VerstoRes (Kiindigung, Schadensersatz, Vertragsstrafe ...)

11. Vertragsdauer

- Befristete Vertrage
- Unbefristete Vertrage
- Aulerordentliche Kiindigung



) Kombinierter Eigentumsvorbehalt = )
Erweiterter und verlangerter Eigentumsvorbehalt (kaufméannischer Verkehr)

Auszug aus einem Formularbuch

1.
Die von uns gelieferte Ware bleibt unser Eigentum bis alle Verbindlichkeiten des
Kaufers aus der Geschiftsverbindung mit uns vollstandig getilgt sind.

2.

Wird von uns Ware zurlickgenommen, gilt dies dann als Rucktritt vom Vertrag, wenn wir
dies ausdricklich schriftlich bestatigen. Fir uns erfolgte Pfandung von Ware bedeutet
dagegen stets den Ruicktritt vom Vertrag.

3.

Uber Pfandungen und andere von Dritten ausgehende Gefahrdungen fir unsere Rechte
sind wir unverziglich schriftlich mit allen Angaben zu unterrichten, die wir fir eine Inter-
ventionsklage nach 8§ 771 ZPO bendtigen. Soweit wir Ausfall erleiden, weil ein Dritter die
von ihm an uns zu erstattenden gerichtlichen und auf3ergerichtlichen Kosten einer Klage
nach 8 771 ZPO nicht einbringen kann, haftet der Kaufer.

4,

Verarbeitung oder Umbildung unserer Ware durch den Kaufer findet ausschlief3lich fur
uns statt. Bei Verarbeitung mit anderen, uns nicht geh6renden Waren steht uns Miteigen-
tum an der neuen Sache zu im Verhaltnis des Rechnungswertes unserer Vorbehaltsware
zum Anschaffungspreis der anderen verarbeiteten Waren (zur Zeit der Verarbeitung). Fir
die neue Sache gelten im Ubrigen die Regelungen zur Vorbehaltsware entsprechend.

Bei untrennbarer Vermischung unserer Vorbehaltsware mit anderen Gegenstanden steht
uns das Miteigentum an der neuen Sache zu im Verhaltnis des Rechnungswertes unserer
Vorbehaltsware zum Anschaffungspreis der anderen vermischten Gegenstéande (zur Zeit
der Vermischung). Der Verkaufer verwahrt das Allein- oder Miteigentum fir uns.

5.
Der Kaufer ist befugt, unsere Vorbehaltsware iIim ordnungsgemaBlen
Geschiftsbetrieb weiter zu verauBern. Samtliche hieraus entstehenden
Forderungen gegen Dritte tritt der Kaufer hiermit im Voraus an uns ab, und zwar in
Hohe des jeweiligen Rechnungwertes (einschlielich Mehrwertsteuer). Ungeachtet
dieser Abtretung bleibt der Kaufer weiterhin zur Einziehung der Forderungen
berechtigt. Auf Verlangen hat der K&ufer uns die abgetretenen Forderungen nebst deren
Schuldnern bekannt zu geben und uns alle fur eine Forderungseinbeziehung bendétigten
Angaben und Unterlagen zur Verfugung zu stellen. Auf unser besonderes Verlangen
macht der Kaufer dem betreffenden Drittschuldner Mitteilung von der Abtretung an uns.
Vorstehende Abtretung zur Sicherung unserer Forderungen umfasst auch solche Forde-
rungen, die der Kaufer gegen einen Dritten in Folge einer Verbindung unserer Vorbe-
haltsware mit einem Grundstlck erwirbt. Die Abtretungsregelung gilt auch fir verarbeitete,
umgebildete und vermischte Vorbehaltsware.

6.

Wir verpflichten uns, auf Verlangen des Kaufers Sicherheiten, die er uns nach diesem
Vertrag zur Verfigung gestellt hat, freizugeben, soweit sie zur Sicherung unserer Forde-
rungen nicht mehr vorubergehend bendtigt werden, insbesondere soweit sie den Wert
unserer zu sichernden und noch nicht getilgten Forderungen um mehr als 20 % Uberstei-
gen.



Einfacher Eigentumsvorbehalt

Die verkaufte Ware bleibt bis zur vollstandigen Bezahlung des Kaufpreises Eigentum des
Verkaufers. Mit Bezahlung der letzten Rate geht das Eigentum an der Ware ohne weite-
res auf den Kaufer tber.

Der Verkaufer verpflichtet sich, bis zur vollstandigen Bezahlung des Kaufpreises weder
durch Verkauf, Verpfandung, Vermietun%, Verleihung noch in sonstiger Weise Uber die
Ware zu verfiigen. Ferner ist er verpflichtet, dem Verkéufer sofort Anzeige zu machen,
wenn sie von dritter Seite gepfandet oder in Anspruch genommen werden sollte. In allen
Féllen hat zunachst der Kaufer alle erforderlichen Malinahmen zur Abwendung eines
Verlustes fur den Verk&ufer zu ergreifen und diesen hiervon zu benachrichtigen. Alle zur
Beseitigung von Pfandungen und Einbehaltungen sowie zur Wiederherbeischaffung der
Ware aufgewendeten gerichtlichen und auf3ergerichtlichen Kosten hat er zu erstatten.

Der Kaufer verpflichtet sich, die Ware, soweit das Eigentum noch nicht auf ihn tberge-
gangen ist, ordnungsgemal zu behandeln, sowie fiir Reinigung und Instandhaltung zu
sorgen. Uber etwaige Beschadigungen wird der Kaufer den Verkaufer umgehend in
Kenntnis setzen. Er haftet dem Verkaufer fur die Folgen unterlassener Benachrichtigung.
Die Kosten infolge einer Beschadigung und des Unterganges der Ware tragt der Kaufer.



Sicherungsiibereignungsvertrag

Herr/Frau/Firma (Name/Firma und Anschrift)
—nachstehend Sicherungsgeber —

und

Herr/Frau/Firma (Name/Firma und Anschrift)
—nachstehend Sicherungsnehmer —

schlieRen hiermit folgenden Sicherungstbereignungsvertrag:

§ 1 Gegenstand der Sicherungsiibereignung

(1) Der Sicherungsgeber libertragt hiermit an den Sicherungsgeber das Eigentum an
folgendem Kraftfahrzeug:

Hersteller

Typ

Fahrgestellnummer

Amtl. Kennzeichen

Tag der Erstzulassung

Km-Stand

Kaskoversicherung (Name und Anschrift) sowie Versicherungsschein-Nr.

(2) Das Sicherungsgut steht in der Garage des Sicherungsgebers. Eine dauerhafte Veranderung des
Standortes bedarf der Einwilligung des Sicherungsnehmers.

(3) Fur die Dauer der Ubereignung des Sicherungsgutes (ibergibt der Sicherungsgeber dem
Sicherungsnehmer den tiber das Sicherungsgut ausgestellten Kraftfahrzeugbrief.

(4) Die Ubergabe des Sicherungsgutes an den Sicherungsnehmer wird dadurch ersetzt, dass
der Sicherungsnehmer das Sicherungsgut dem Sicherungsnehmer leihweise zur Nutzung
uiberlasst. Soweit Dritte unmittelbaren Besitz an dem Sicherungsgut erlangen, tritt der
Sicherungsgeber bereits hiermit seine Herausgabeanspriiche an den Sicherungsnehmer ab.

(5) Der Sicherungsgeber ist berechtigt, das Sicherungsgut im Rahmen des tblichen Gebrauchs zu
nutzen. Er verpflichtet sich, dass Sicherungsgut auf seine Kosten pfleglich zu behandeln, in
ordnungsgemalem und betriebsféahigem Zustand zu halten und etwaige notwendige Reparaturen auf
seine Kosten unverziiglich durchfiihren zu lassen. Der Sicherungsnehmer ist jederzeit dazu berechtigt,
das Sicherungsgut am Standort einer Uberpriifung zu unterziehen. Zu diesem Zweck wird ihm vom
Sicherungsgeber freier Zutritt zum Standort gewahrt. Sollte sich das Fahrzeug in unmittelbarem Besitz
Dritter befinden, werden diese vom Sicherungsgeber angewiesen, dem Sicherungsnehmer Zutritt zum
Sicherungsgut zu gewéhren.

8§ 2 Sicherungszweck

Die Ubereignung und die Ubertragung aller in diesem Vertrag begriindeten Rechte erfolgt zur
Sicherung aller gegenwartigen und kinftigen —auch bedingten oder befristeten —Forderungen, die dem
Sicherungsnehmer gegeniiber dem Sicherungsgeber aus dem Darlehensvertrag vom iHv.
zuziglich Zinsen iHv. % p.a. zustehen. Dies gilt auch fir den Fall, dass die vereinbarte Laufzeit
des Darlehensvertrages prolongiert wird.

§ 3 Deckungsgrenze

Der Wert des Sicherungsgutes wird von den Parteien auf der Grundlage der aktuellen Schwacke-Liste
bei Vertragsabschluss in der Form angesetzt als er % (Deckungsgrenze) der zu sichernden
Forderung gem. § 2 hiervor bzw. einem Wert von Euro entspricht. Fur den Fall, dass der Wert
des zur Sicherung Ubereigneten Fahrzeugs die Deckungsgrenze nachhaltig Gibersteigt, ist der



Sicherungsgeber berechtigt, vom Sicherungsnehmer gegen Ubereignung anderer werthaltiger Sachen
die Freigabe des gem. § 1 Ubereigneten Fahrzeugs zu verlangen.

§ 4 Verfugungsrecht, Lasten und sonstige Mafl3nahmen Dritter

(1) Der Sicherungsgeber steht im Sinne eines selbstandigen Garantieversprechens dafir ein, dass er
unbeschrankter Eigentimer oder Inhaber des Sicherungsgutes ist, dieses nicht mit Rechten Dritter
belastet ist und er zur unbeschrankten Verfligung tGber das Sicherungsgut berechtigt ist.

(2) Ferner versichert der Sicherungsgeber, dass keine Pramienriickstdnde gegenuber dem Haftpflicht-
und/oder dem Kaskoversicherer bestehen und keine Forderungen wegen Garagen- und
Stellplatzmiete, durch die ein Vermieterpfandrecht begriindet sein kénnten, riickstandig sind.

(3) Fur den Fall, dass das Sicherungsgut in gemieteten Raumen abgestellt wird, verpflichtet sich der
Sicherungsgeber, auf Verlangen des Sicherungsnehmers unverziiglich den Nachweis zu erbringen,
dass die Mietzahlungen erfolgt sind.

(4) Der Sicherungsgeber wird den Sicherungsnehmer unverziiglich informieren, sobald Pfandungen
oder sonstige MalRnahmen Dritter in das Sicherungsgut erfolgen und den Dritten auf das Recht am
Sicherungsgut hinzuweisen. Ferner wird der Sicherungsgeber den Sicherungsnehmer vollumfanglich
informieren und alle Unterlagen unverziiglich zur Verfiigung stellen, die der Sicherungsnehmer fur den
Widerspruch gegen die Pfandung oder sonstige Ma3nahme bendtigt.

8 5 Ein- und Ausbau von Teilen

Fur den Fall, dass nach Abschluss dieses Sicherungsiibereignungsvertrages Teile aus dem
Sicherungsgut ausgebaut werden, verbleiben diese im Eigentum des Sicherungsnehmers jedenfalls
so lange, bis sie durch gleichwertige Teile ersetzt sind. Vom Sicherungsgeber hinzu erworbene Teile
und Zubehor werden mit Einbau bzw. Einbringung in das Sicherungsgut Eigentum des
Sicherungsnehmers; sie werden dem Sicherungsgeber gleichfalls leihweise zur Benutzung
Uberlassen.

§ 6 Tragung der Lasten

(1) Samtliche das Sicherungsgut betreffende Gefahren, Steuern, Abgaben sowie alle sonstigen
Lasten, auch soweit sie mit dem Betrieb des Sicherungsgutes im Zusammenhang stehen, werden
vom Sicherungsgeber getragen. Insbesondere bleibt der Sicherungsgeber Halter des Sicherungsgutes
im Sinne von § 7 StVG.

(2) Der Sicherungsgeber wird den Sicherungsnehmer von allen Verbindlichkeiten frei stellen, die ihn
als Eigentiimer des Sicherungsgutes etwa treffen sollten.

8 7 Versicherungen

(1) Der Sicherungsgeber wird das Sicherungsgut fiir die Dauer der Sicherungsubereignung im
Rahmen einer Vollkaskoversicherung ohne Selbstbeteiligung/mit Selbstbeteiligung iHv. Euro
sowie einer Haftpflichtversicherung versichern. Die entsprechende Versicherung bzw. deren
Abschluss sowie die folgenden Pramienzahlungen sind dem Sicherungsnehmer unverlangt durch
Ubersendung geeigneter Unterlagen nachzuweisen. Fur den Fall, dass kein Schutz aus einer
Haftpflichtversicherung besteht, ist es untersagt, das Sicherungsgut zu nutzen.

(2) Der Sicherungsgeber tritt hiermit sAmtliche aus dem Versicherungsverhaltnis gegenwartig und
kiinftig resultierenden Anspriche an den diese Abtretung annehmenden Sicherungsnehmer unter
MaRgabe des in § 2 vereinbarten Sicherungszwecks ab.

(3) Der Sicherungsgeber wird dem Versicherer nach Abschluss dieses Vertrages mitteilen, dass das
Sicherungsgut dem Sicherungsnehmer zu Eigentum Ubertragen und alle Rechte aus dem
Versicherungsverhdltnis, soweit sie das Sicherungsgut gem. § 1 dieses Vertrages betreffen, dem
Sicherungsnehmer zustehen, ohne dass dieser in die Pflichten des Versicherungsvertrages eintritt.

(4) Der Sicherungsgeber wird die Versicherungsgesellschaft ersuchen, dem Sicherungsnehmer einen
entsprechenden Sicherungsschein zu Gibersenden.

(5) Fur den Fall, dass der Sicherungsgeber die Versicherung nicht oder nicht ausreichend bewirkt, ist
der Sicherungsnehmer dazu berechtigt, dies auf Kosten des Sicherungsgebers zu tun.



§ 8 Verwertung

(1) Fur den Fall, dass der Sicherungsgeber gegen die ihm obliegenden Verpflichtungen aus diesem
Sicherungsiibereignungsvertrag verstof3t oder er insbesondere seinen Zahlungsverpflichtungen nicht
nachkommt oder der Wert des Sicherungsgutes durch vertragswidrige Nutzung oder unsachgemafe
Handhabung gefahrdet oder gemindert ist, ist der Sicherungsnehmer berechtigt, die Nutzungsbefugnis
zu widerrufen und die Herausgabe des Sicherungsgutes zu verlangen.

(2) Sollte sich der Sicherungsgeber mit den ihm obliegenden Verpflichtungen zur Zahlung der durch
diesen Vertrag gesicherten Forderung und Nebenleistung in Verzug befinden, ist der
Sicherungsnehmer Uberdies dazu berechtigt, das Sicherungsgut in Besitz zu hehmen und zu
verwerten.

(3) Der Sicherungsnehmer wird dem Sicherungsgeber die Verwertung des Sicherungsgutes mit einer
Fristsetzung von einem Monat schriftlich androhen.

(4) Im Verwertungsfall ist der Sicherungsnehmer dazu berechtigt, das Sicherungsgut nach eigener
Wahl 6ffentlich versteigern zu lassen oder freihdndig zu verkaufen. Den Erl6s aus der Versteigerung
oder dem freihdndigen Verkauf darf er zur Abdeckung der durch diesen Vertrag gesicherten
Forderung verwenden.

(5) Fur den Fall, dass nach Abfuhr der Umsatzsteuer ein Uberschuss verbleibt, wird der
Sicherungsnehmer diesen an den Sicherungsgeber auskehren.

§ 9 Ruckubertragung und Freigabe von Sicherheiten

(1) Sobald die durch diesen Sicherungsiibereignungsvertrag gesicherten und sich aus ihm
ergebenden Forderungen vollumfanglich getilgt sind, hat der Sicherungsnehmer das Eigentum
an dem Sicherungsgut auf den Sicherungsgeber zuriick zu tibertragen.

(2) Dessen ungeachtet ist der Sicherungsnehmer dazu verpflichtet, das zur Sicherung tUbergebene
Fahrzeug an den Sicherungsgeber ganz oder teilweise frei zu geben, sobald dessen Schéatzwert
% der gesicherten Forderung nachhaltig Ubersteigt. In diesem Fall hat der Sicherungsgeber dem
Sicherungsnehmer einen anderen werthaltigen Gegenstand zur Sicherung anzubieten.

8 10 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder diese nicht
durchgefuhrt werden, beriihrt dies die Giltigkeit dieses Sicherungsvertrages im Ubrigen nicht.



Gegenseitige Einsetzung als Alleinerben und Einsetzung der Kinder als Erben des
liberlebenden Ehegatten (sog. Berliner Testament)

Gemeinschaftliches Testament

Wir, ... (Namen, Vornamen und Wohnort beider Ehegatten) bestimmen unseren letzten
Willen hiermit wie folgt:

Wir setzen uns gegenseitig als alleinige Erben ein.
Nach dem Tode des Langstlebenden von uns soll der beiderseitige Nachlass an unsere

Kinder X und Y zu gleichen Teilen fallen. Unsere Kinder sollen fiir unseren gesamten
Nachlass nur Erben des Zuletztversterbenden sein.

(Ort, Datum) (Unterschrift beider Ehegatten mit Vor-, Zu- und
Geburtsname)



Gemeinschaftliches Testament von Ehegatten, die sich gegenseitig zu Alleinvollerben und die
gemeinsamen Kinder zu Schlusserben des Langstlebenden einsetzen (Berliner Testament)

(Gemeinschaftliches Testament — Auszug)

§1
Vorsorglich heben wir friihere letztwillige Verfligungen auf.

§2

Der erstversterbende Ehegatte setzt den langstlebenden Ehegatten zu seinem alleinigen
Vollerben ein. Eine Nacherbschaft ist nicht angeordnet.

Fallt der langstlebende Ehegatte als testamentarisch eingesetzter Erbe durch Anfechtung bzw.
Ausschlagung weg, entféllt sein gesetzliches Erbrecht, wenn und soweit dadurch gemeinschaftliche
Abkémmlinge der Eheleute Erben des erstversterbenden Ehegatten werden. Ersatzerben sind die
Schlusserben entsprechend ihrer Schlusserbenberufung.

§3

Schlusserben als Erben auf den Tod des langstlebenden Ehegatten und (anstelle des jeweils
anderen Ehegatten) Ersatzerbe jedes Ehegatten von uns bei unserem gleichzeitigen oder hdchstens
im Abstand von vier Wochen und damit nahezu gleichzeitig erfolgenden, auf demselben Ereignis
beruhenden Tod sind unsere gemeinschaftlichen Kinder zu untereinander gleichen Teilen,
derzeit unsere Tochter (Vor- und Nachname), geb. am (Geburtsdatum), wohnhatft in
(Wohnanschrift) und unser Sohn (Vor- und Nachname), geb. am (Geburtsdatum),
wohnhatt in (Wohnanschrift), zu jeweils ¥z Erbteil. Ersatzschlusserben sind jeweils die
Abkdmmlinge eines wegfallenden Schlusserben nach den Regeln der gesetzlichen Erbfolge erster
Ordnung. Hierzu zahlen ohne Einschrankung auch nichteheliche Kinder und deren Abkémmlinge.
Ersatzweise tritt Anwachsung ein. Wiederum ersatzweise sind die Geschwister der Ehefrau/des
Ehemanns, nochmals ersatzweise die Abkémmlinge eines wegfallenden Geschwisterteils nach den
Regeln der gesetzlichen Erbfolge erster Ordnung, zu denen ohne Einschrankung auch nichteheliche
Kinder und deren Abkdmmlinge z&hlen, eingesetzt, nochmals ersatzweise tritt auch insoweit
Anwachsung ein. Die Ersatzschlusserbeneinsetzung ist, soweit nicht nach 88 2352 Satz 3, 2349 BGB
eine Verzichtserstreckung eintritt, nach demjenigen Schlusserben aufldsend bedingt, der mit dem
langstlebenden Ehegatten einen entgeltlichen oder unentgeltlichen Zuwendungsverzichtsvertrag gem.
§ 2352 BGB vereinbart. In einem solchen Falle wird die Auslegungsregel des § 2069 BGB bzw. eine
Ersatzschlusserbenberufung aufgrund ergédnzender Testamentsauslegung ausdriicklich
ausgeschlossen.

§4

Derjenige unserer gemeinschaftlichen Abkémmlinge, der nach dem Tod des erstversterbenden
Ehegatten gegen den Willen des langstlebenden Ehegatten bzw. dessen Erben den noch nicht
verjahrten Pflichtteil fordert und erhalt, wird samt seinen Abkdmmlingen auf den Tod des
langstlebenden Ehegatten als Erbe ausgeschlossen. Zugleich entfallen samtliche bezlglich dieser
Personen in der hiesigen Urkunde enthaltenen Zuwendungen und Bindungen. Desweiteren erhalten
alle anderen auf den Tod des léngstlebenden Ehegatten als Erbe eingesetzten Abkdmmlinge, die den
Pflichtteil nicht fordern, aus dem Nachlass des erstversterbenden Ehegatten ein Geldverméchtnis. Die
Hohe dieses Verméachtnisses bestimmt sich nach dem Wert des gesetzlichen Erbteils des jeweiligen
Vermachtnisberechtigten auf Ableben des erstversterbenden Ehegatten. Dabei ist der
erstversterbende Ehegatte so zu betrachten, als ware er zum Zeitpunkt des Todes des langstlebenden
Ehegatten verstorben. Fir die Berechnung ist der zum Zeitpunkt des Todes des langstlebenden
Ehegatten noch vorhandene Nachlass des erstversterbenden Ehegatten maf3gebend. Diese
Vermachtnisse fallen erst mit dem Tod des langstlebenden Ehegatten an. Als Vermachtnisnehmer
kommen ausschlie3lich zum Zeitpunkt des Todes des langstlebenden Ehegatten noch lebende
Abkdmmlinge in Betracht. Die Vermachtnisse entfallen, soweit die vorstehende Enterbung des den
Pflichtteil fordernden Abkémmlings und dessen Abkémmlingen aufgehoben wird. Uber die Problematik
der insoweit aufldsend bedingten Schlusserbeneinsetzung ist belehrt. Der langstlebende Ehegatte darf
diese Regelungen jederzeit frei abandern.



§5

Wir treffen samtliche letztwilligen Verfigungen in dieser Urkunde unabhangig davon, ob beim Tod
eines jeden von uns pflichtteilsberechtigte Personen existieren und um wen es sich dabei ggf. handelt.
Eine Anfechtung iSd. § 2079 BGB ist daher ausgeschlossen. Zudem verzichtet jeder von uns auf ein
eventuelles kiinftiges Anfechtungsrecht wegen Irrtums iSd. § 2078 BGB.

Ist beim Tode eines Ehegatten ein Scheidungs- oder Eheaufhebungsantrag rechtshangig, sollen
samtliche hiesigen letztwilligen Verfigungen ihrem gesamten Inhalt nach unwirksam sein, ohne dass
die gesetzlichen Voraussetzungen fir die Eheaufldsung gegeben sein mussen. Zugleich wird der
Uberlebende Ehegatte enterbt. Trotz Belehrung sollen im hiesigen gemeinschaftlichen Testament
keine diesbeziiglichen Ersatzregelungen getroffen werden.

§6

Unsere beiden Kinder (Vor- und Nachname) und (Vor- und Nachname) sind derzeit noch
minderjahrig. Soweit sie beim Tod des Langstlebenden von uns bzw. bei unserem gleichzeitigen oder
nahezu gleichzeitigen Tod noch minderjahrig sind, benennt jeder von uns (Vor- und Nachname),
geb. am (Geburtsdatum), wohnhaft in (Wohnanschrift), ersatzweise (Vor- und
Nachname), geb. am (Geburtsdatum), wohnhaft in (Wohnanschrift), zu deren Vormund.
Beide sind im Sinne der 8§ 1852-1855, 1777 BGB befreit. Unsere Kinder sollen mdglichst gemeinsam
aufwachsen kdnnen.

87

Der langstlebende Ehegatte darf die auf seinen Tod angeordneten letztwilligen Verfigungen beziglich
des gesamten Vermogens grundséatzlich frei abandern. Der vorstehende Anderungsvorbehalt
berechtigt jedoch lediglich dazu, Anderungen zu Gunsten von Personen vorzunehmen, die unsere
gemeinschaftlichen Abkdmmlinge iSd. § 1589 Satz 1 BGB sind. Diese Beschrankung entfallt
wiederum, wenn alle gemeinschaftlichen Abkémmlinge nach dem Tod des erstversterbenden
Ehegatten gegen den Willen des langstlebenden Ehegatten bzw. dessen Erben den noch nicht
verjahrten Pflichtteil gefordert und erhalten haben, wobei ein derartiges Verhalten eines
gemeinschaftlichen Abkémmlings dessen gesamtem Stamm zugerechnet wird, so dass gegeniiber
diesem Stamm keine Bindung mehr besteht. Der langstlebende Ehegatte ist insoweit auch ermachtigt,
durch Verfigung unter Lebenden Vermégensibertragungen zu Gunsten anderer Personen aus
diesem Kreis vorzunehmen, ohne Anspriiche analog 8§ 2287 f. BGB auszulosen. Der
Anderungsvorbehalt berechtigt dabei ua. dazu, alle, einzelne oder einen einzelnen bzw. alleinigen
Erben durch Anordnung einer Testamentsvollstreckung, von Verméchtnissen bzw. Auflagen etc.
jeweils, soweit die Bindung nicht im 0.g. Sinne als entfallen gilt, ausschlielich zugunsten
gemeinschaftlicher Abkémmlinge zu beschweren bzw. derartige Regelung zu andern. Zu
Abkdmmlingen im Sinne dieses Anderungsvorbehaltes zahlen auch nichteheliche Kinder und deren
Abkdmmlinge.

§8
Von den vorstehenden Verfiigungen sind folgende Regelungen

1. wechselbeziiglich getroffen und damit fiir den langstlebenden Ehegatten, soweit kein
Anderungsvorbehalt vereinbart ist, bindend: 88 2, 3 und 4.

2. einseitig getroffen und damit frei abanderbar: § 6.

Sollte das hiesige gemeinschaftliche Testament wider Erwarten aus anderen als den in 88 2268, 2077
BGB genannten Grinden unwirksam sein, ist es, soweit kein anderer Wille festgestellt werden kann,
(jeweils) in ein entsprechendes Einzeltestament umzudeuten.



Unser Testament

Wir, ... (Namen, Vornamen und Wohnort beider Ehegatten) bestimmen unseren letzten
Willen hiermit wie folgt:

Wir setzen uns gegenseitig zu Erben ein.

Als Nacherben des Erstversterbenden i.S.v. 2100 BGB und als Erben des Zuletztverster-
benden von uns setzen wir unsere Kinder X und Y zu gleichen Teilen ein.

Die Nacherben werden jedoch nur auf das eingesetzt, was beim Eintritt der Nacherbfolge
Ubrig sein wird.

Wenn der Langerlebende von uns sich wiederverheiratet, tritt die Nacherbfolge mit dem
Tag der Eheschliel3ung ein.

(Ort, Datum) (Unterschriften)

Gemeinschaftliches Testament

Wir, ... (Namen, Vornamen und Wohnort beider Ehegatten) bestimmen unseren letzten
Willen hiermit wie folgt:

Wir setzen uns gegenseitig zu alleinigen Erben ein.

Nach dem Tode des Uberlebenden sollen unsere Kinder X und Y Nacherben des
Erstversterbenden und alleinige Erben des Zuletztversterbenden werden. Fir die
Vorerbschaft treffen wir keine Befreiungsanordnung.

Der Uberlebende ist, wenn er die Erbschaft nach diesem Testament angetreten hat, be-
rechtigt, Uber sein eigenes Vermogen bis zum Betrag von 50.000,- EUR von Todes we-
gen unbeschrankt zu verfligen.

Die zum Haushalt gehdérenden Gegenstande soll der Langstlebende von uns als Voraus-
verméchtnis erhalten.

(Ort, Datum) (Unterschriften)



Gemeinschaftliches Testament von Ehegatten, die sich gegenseitig zu befreiten Alleinvorerben
und die gemeinsame Tochter zum Nacherben des Erstversterbenden und Ersatzerben des
Langstlebenden einsetzen

(Gemeinschaftliches Testament — Auszug)

Vorsorglich heben wir frihere Verfiigungen von Todes wegen auf.
I. Regelungen auf das Ableben des Ehemanns

§1

Ist der Ehemann Erstversterbender, setzt er die Ehefrau als Lédngstlebende zu seiner alleinigen
Vorerbin ein. Diese ist von allen Beschrankungen befreit, von denen nach dem Gesetz
Befreiung erteilt werden kann. Ersatzerbe des Vorerben ist dessen Nacherbe.

§2

Der Nacherbfall tritt mit einer Wiederverheiratung oder mit dem Tode der Vorerbin ein. Ist der
Ehemann Erstversterbender, ist dessen Nacherbe das gemeinsame Kind (Vor- und
Nachname), geb. am (Geburtsname), wohnhaft (Wohnort), ersatzweise dessen
Abkdmmlinge nach den Regeln der gesetzlichen Erbfolge erster Ordnung zum Zeitpunkt des
Nacherbfalles, dabei ohne Einschrankung auch nichteheliche Kinder und deren Abkémmlinge. Die
Nacherbanwartschaft ist weder vererblich noch verauRerlich, wobei eine Verdu3erung an den
Vorerben zulassig ist und dann jede ausdrickliche oder stillschweigende Ersatznacherbeneinsetzung
entfallt.

§3

Ist der Ehemann Langstlebender bzw. versterben die Eheleute gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig
auf Grund desselben Ereignisses, ist bezlglich des nicht von der Nacherbfolge erfassten Vermdgens
—fur das von der Nacherbfolge erfasste Vermoégen gilt 8 5 dieses Testaments —Erbe des Ehemanns
das gemeinsame Kind (Vor- und Nachname), ersatzweise dessen Abkémmlinge nach den
Regeln der gesetzlichen Erbfolge erster Ordnung.

Der Ehemann darf diese Bestimmungen, solange gemeinschaftliche Abkdmmlinge vorhanden sind,
einseitig nur insoweit &ndern, als auch durch das andernde Testament der Nachlass insgesamt an die
gemeinschaftlichen Abkémmlinge fallen muss, wobei er innerhalb dieses Personenkreises den oder
die Erben frei anderweitig bestimmen kann. Er ist auch berechtigt, Vermachtnisse und Auflagen zu
Gunsten von gemeinschaftlichen Abkémmlingen auszusetzen und darf Abkdmmlinge auch durch
Anordnung der Testamentsvollstreckung beschranken bzw. derartige Regelungen andern. Diese
Bindung entfallt nur dann, wenn sémtliche vorstehend genannten Personen gegen den Willen des
Langstlebenden auf den Tod des Erstversterbenden ihren Pflichtteil verlangt und erhalten haben,
wobei dabei ein derartiges Verhalten eines Elternteils nicht zu Lasten von dessen Abkdmmlingen
wirkt.

Zu Lebzeiten darf im Rahmen der vorstehenden Einschrankungen frei verfigt werden, ohne dass
Anspriche analog §8 2287 f. BGB ausgeldst werden.

Im Ubrigen verbleibt es bei der gesetzlichen Bindungswirkung des gemeinschaftlichen Testaments,
Uber die der Notar belehrt hat.

Il. Regelungen auf das Ableben der Ehefrau

§4

Ist die Ehefrau Erstversterbende, setzt sie den Ehemann als Langstlebenden zu ihrem alleinigen
Vorerben ein. Dieser ist von allen Beschrankungen befreit, von denen nach dem Gesetz Befreiung
erteilt werden kann. Ersatzerbe des Vorerben ist dessen Nacherbe.



§5

Der Nacherbfall tritt mit einer Wiederverheiratung oder mit dem Tode des Vorerben ein. Ist die Ehefrau
Erstversterbende, ist deren Nacherbe das gemeinsame Kind (Vor- und Nachname), geb. am

(Geburtsname), wohnhaft (Wohnort), ersatzweise dessen Abkémmlinge nach den Regeln
der gesetzlichen Erbfolge erster Ordnung zum Zeitpunkt des Nacherbfalles, dabei ohne
Einschrankung auch nichteheliche Kinder und deren Abkdmmlinge. Die Nacherbanwartschaft ist
weder vererblich noch verduf3erlich, wobei eine Verdul3erung an den Vorerben zuldssig ist und dann
jede ausdruckliche oder stillschweigende Ersatznacherbeneinsetzung entfallt.

§6

Ist die Ehefrau Langstlebende bzw. versterben die Eheleute gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig auf
Grund desselben Ereignisses, ist bezuglich des nicht von der Nacherbfolge erfassten Vermdgens —fur
das von der Nacherbfolge erfasste Vermdgen gilt § 2 dieses Testaments —Erbe der Ehefrau das
gemeinsame Kind (Vor- und Nacherbe), ersatzweise dessen Abkémmlinge nach den Regeln
der gesetzlichen Erbfolge.

Die Ehefrau darf diese Bestimmungen, solange gemeinschaftliche Abkémmlinge vorhanden sind,
einseitig nur insoweit &ndern, als auch durch das andernde Testament der Nachlass insgesamt an die
gemeinschaftlichen Abkdmmlinge fallen muss, wobei sie innerhalb dieses Personenkreises den oder
die Erben frei anderweitig bestimmen kann. Sie ist auch berechtigt, Vermachtnisse und Auflagen zu
Gunsten von gemeinschaftlichen Abkémmlingen auszusetzen und darf Abkdmmlinge auch durch
Anordnung der Testamentsvollstreckung beschranken bzw. derartige Regelungen andern. Diese
Bindung entfallt nur dann, wenn sémtliche vorstehend genannten Personen selbst gegen den Willen
des Langstlebenden auf den Tod des Erstversterbenden ihren Pflichtteil verlangt und erhalten haben,
wobei dabei ein derartiges Verhalten eines Elternteils nicht zu Lasten von dessen Abkdmmlingen
wirkt.

Zu Lebzeiten darf im Rahmen der vorstehenden Einschrankungen frei verfigt werden, ohne dass
Anspriche analog §8 2287 f. BGB ausgeldst werden.

Im Ubrigen verbleibt es bei der gesetzlichen Bindungswirkung des gemeinschaftlichen Testaments,
Uber die der Notar belehrt hat.

[ll. Sonstige Regelungen

87

Die beiden Kinder des Ehemanns aus erster Ehe, (Vor- und Nachname) und (Vor- und
Nachname), sind weder Nacherben noch Erben oder Ersatzerben.

§8

Wir ordnen Testamentsvollstreckung auf den Tod des erstversterbenden Ehegatten nach folgender
Mafgabe an:

Zum Testamentsvollstrecker ist Frau/Herr Steuerberater (Vor- und Nachname), geb. am
(Geburtsdatum), geschaftsansassig (Anschrift), ersatzweise Frau/Herr Rechtsanwalt (Vor-
und Nachname), geb. am (Geburtsdatum), geschéftsansassig (Anschrift), ernannt. Der

Testamentsvollstrecker hat das Recht, einen Nachfolger zu ernennen. Wird der jeweils ernannte
Testamentsvollstrecker nicht Testamentsvollstrecker, steht vorrangig dem erstgenannten, nachranging
dem ersatzweise genannten Testamentsvollstrecker das Bestimmungsrecht als Drittem nach § 2198
BGB zu, der diese Erklarung danach in 6ffentlich beglaubigter Form gegentiber dem Nachlassgericht
abzugeben hat. Ersatzweise ersuchen wir das Nachlassgericht, einen geeigneten
Testamentsvollstrecker zu bestimmen.

Der Testamentsvollstrecker unterliegt in der Eingehung von Verbindlichkeiten fir den Nachlass keinen
Beschrankungen. Er ist von den Beschrénkungen des § 181 BGB befreit.

Die Aufgabe des Testamentsvollstreckers ist darauf beschrankt, die Rechte und Pflichten der
Nacherben des erstversterbenden Ehegatten bis zum Eintritt des Nacherbfalls wahrzunehmen. Der
langstlebende Ehegatte unterliegt hinsichtlich seiner Vorerbschaft keiner Testamentsvollstreckung.
Hat beim Eintritt der Nacherbfolge der jingste Nacherbe das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet, ist
der Testamentsvollstrecker zusatzlich bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres des jiingsten
Nacherben mit der Verwaltung des gesamten Nachlasses des erstversterbenden Ehegatten betraut.

Dem Testamentsvollstrecker steht eine Vergiitung nach den Regelungen der ,Rheinischen Tabelle"



ZU.

§9

Wir treffen samtliche letztwilligen Verfigungen in dieser Urkunde unabhangig davon, ob beim Tod
eines jeden von uns pflichtteilsberechtigte Personen existieren und um wen es sich dabei ggf. handelt.
Eine Anfechtung iSd. § 2079 BGB ist daher ausgeschlossen. Zudem verzichtet jeder von uns auf ein
eventuelles kinftiges Anfechtungsrecht wegen Irrtums iSd. § 2078 BGB.

Ist beim Tode eines Ehegatten ein Scheidungs- oder Eheaufhebungsantrag rechtshangig, sollen
samtliche hiesigen letztwilligen Verfigungen ihrem gesamten Inhalt nach unwirksam sein, ohne dass
die gesetzlichen Voraussetzungen fir die Eheaufldsung gegeben sein mussen. Zugleich wird der
Uberlebende Ehegatte enterbt. Trotz Belehrung sollen im hiesigen gemeinschaftlichen Testament
keine diesbeziiglichen Ersatzregelungen getroffen werden.

Die Verfugungen nach den 8§ 1 bis 6 sind wechselbeziglich bindend vereinbart, wobei fur die
Anordnungen gem. 88 3 u. 6 der jeweilige Anderungsvorbehalt zu beachten ist. Die tbrigen
Regelungen haben keine Bindungswirkung und kénnen auch durch einseitige Verfligung frei geandert
bzw. aufgehoben werden.

Im Falle der Wiederverheiratung des langstlebenden Ehegatten bleiben alle wechselbeziiglich
vereinbarten Verfligungen bindend.



Fall 5: Darlehen

M hat vor einiger Zeit von A ein Darlehen von 50.000,- € erhalten. Er zahlt monatlich 500,- € zurtick. A hat nur
eine Nichte N. Als A von seinem Arzt erféhrt, dass er nur noch 1/2 Jahr zu leben hat, erklart er dem M: "An N
musst du natirlich nicht mehr zuriickbezahlen. Wenn ich tot bin, hat sich das Darlehen erledigt." Bei dem
Gesprach ist auch F anwesend, ein gemeinsamer Freund von M und A.

M fragt in Ihrer Kanzlei nach einem Vertragsentwurf.

Fall 6: Sparbuch

A ertffnet bei der Sparkasse ein Sparbuch tber 10.000,- €. Er lésst das Sparbuch auf den Namen der M
ausstellen. Gegenuber der Sparkasse erklart A, dass das Geld nach seinem Tod an M ausbezahlt werden soll.

A erklart M: "Ich habe bei der Sparkasse ein Sparbuch auf deinen Namen angelegt. Wenn ich einmal sterbe,
gehdort das Geld dir. Bis dahin bleibt das Sparbuch bei mir."

M fragt an, ob und welche weitergehenden vertraglichen Regelungen notwendig sind.
Fall 7: Erbverzicht

M soll von ihrem Vater (A) 100.000,- € zur Existenzgriindung erhalten. A verlangt von ihr, dass sie dafir auf ihr
Erbe verzichtet. M wére einverstanden.

Sie bittet Sie um den Entwurf einer Regelung.



Lésung Fall 5
. Lésungsskizze:

1. Sachziele M
M méchte das Darlehen nicht mehr zuriickzahlen, wenn A verstirbt.

2. Rechtsziel M
Erlass (§ 397) der Restdarlehensschuld (§ 488) bei Tod des A

3. Rechtslage ohne weitere vertragliche Gestaltung
a) N --> M 8§88 1922, 488
erloschen bei Tod A § 397 (formlos, aufschiebend bedingt § 158)
b) N-->M §812Abs. 1AIt.1S.1
Rechtsgrund:
Schenkung unter Lebenden (88 516 ff.) oder Schenkung von Todes wegen (§ 2301)
Abgrenzung:
- Befristung Tod
- Langerleben des Beschenkten
Form (8§ 518 Abs. 1 oder § 2301 Abs. 1) nicht gewahrt
aber Heilung durch Vollzug jedenfalls bei Schenkung unter Lebenden (8 518 Abs. 2), aber
auch bei Schenkung auf den Tod bei Tod
(Erlass ist als abstraktes Verfugungsgeschéaft unmittelbar wirksam, kein zuséatzliches
Vermogensopfer 0.4. notwendig)

4. Gestaltungsbedarf
- Regelungsebene @
- Beweisebene laut SV eventuell &, aber vorsorglich dennoch dringend geraten, da Zeugen
evtl. nicht mehr zur Verfligung stehen, sich Beweiswirdigungsfragen ergeben kénnen etc.
(Grundsatz: mdglichst weitreichende Absicherung), einfache Schriftform jedoch grds.
ausreichend

5. zusatzliche Risikoplanung (im SV nicht problematisiert): A macht Schenkung zu Lebzeiten
rickgangig --> daher in der Praxis not. Beurkundung nach § 518 Abs. 1 notwendig

Il. Formulierungsvorschlag:

Form: notarielle Beurkundung

§1 Darlehen

(1) A hat M mit Vertrag vom xx.xx.xx ein Darlehen von 50.000,- € gewahrt und mit dem yy.yy.yy an
ihn ausbezahlt. Wegen der Einzelheiten wird Bezug genommen auf den in Kopie anliegenden

Darlehensvertrag.

(2) M zahlt das Darlehen derzeit in monatlichen Raten von 500,- € zuriick. Aktuell steht ein Betrag
zur Ruckzahlung von noch 42.500,- € aus.

§2 Schenkung und Erlass bei Tod des A

(1) A verpflichtet sich unter der Bedingung, dass M ihn Uberlebt, dem M die im Zeitpunkt des
Todes von A noch bestehende Restdarlehensschuld (§ 1 Abs. 1 und Abs. 2) zu erlassen. Die
Parteien sind sich dartber einig, dass der Erlass schenkweise und unentgeltlich erfolgt.

(2) In Vollzug dieser Schenkung erlasst A hiermit dem M die im Zeitpunkt seines Todes noch
bestehende Restdarlehensschuld. Der Erlass ist aufschiebend bedingt durch den Tod des A und
steht zusatzlich unter der Bedingung, dass M ihn Uberlebt. M nimmt diesen Erlass hiermit an.



Lésung Fall 6
1. Sachziele M
M moéchte das Geld aus dem Sparbuch, wenn A verstirbt.
2. Rechtsziele M

M méchte die Forderung aus dem Sparbuch und das Sparbuch, wenn A verstirbt.
(Voruberlegung: nach 8§ 952 BGB ist auf die Forderung abzustellen, wer Inhaber der Forderung
ist, ist Eigentimer des Sparbuchs und hat Anspruch auf Herausgabe des Sparbuchs, § 985 BGB)

3. Rechtslage
M-S
a) § 488, 8§ 328, 331

- durch Anlegen des Sparbuchs auf den Namen M nein. A wollte Inhaber der Forderung bleiben.
- 88 328, 331 durch Anweisung an S, Rechtserwerb bei Tod des A (8 331)
- Anweisung formlos wirksam (Form des Rechtsgeschéfts im Deckungsverhaltnis, § 488)

b) §§ 488, 398
- Abtretung als Verfugungsgeschéft formlos wirksam, 88 398, 158 (aufsch. bedingt durch Tod)
E-M§812Abs.1S.1AIlt. 1

- Forderung erlangt durch Vertrag zugunsten Dritter und Abtretung
- Rechtsgrund Schenkung § 516 (Zuwendungsverhaltnis beim Vertrag zugunsten Dritter)
- formunwirksam (§ 518 Abs. 1), aber Heilung durch Vollzug (8§ 518 Abs. 2) bei Tod des A

4. Gestaltungsbedarf

- Regelungsebene nein, Schenkungsvertrag liegt objektiv mindlich vor
- Beweisebene ja: F ist zwar Zeuge, aber absichern durch privatschriftlichen Vertrag

5. rechtliche Gestaltung

- §488i.V.m. 88 328, 331 liegt bereits in Schriftform vor (Sparkasse)
- 8 398 bereits mundlich vereinbart — schriftliche Abtretung
- § 516 bereits mundlich vereinbart — schriftlicher Schenkungsvertrag

6. Risikouberprifung

a) E findet das Sparbuch nach Tod des A

- 8§ 808 BGB, dispositiv? ja - Regelung mit Sparkasse vereinbaren
b) A &ndert seinen Willen zu Lebzeiten

- kann er Anweisung widerrufen, ja, nicht dispositiv

- kann er Abtretung widerrufen, nein, aber kondizieren

daher notarielle Beurkundung des Schenkungsvertrages erforderlich



Formularbuch X:

Vertrag zugunsten Dritter auf den Todesfall bei Sparkonto

formfrei

§1
A ist Inhaber des Sparkontos 1234 bei der Sparkasse S. Fir das Sparkonto besteht ein Sparbuch
auf den Namen des A.

A vereinbart hiermit mit S, dass mit dem Tod des A alle Rechte aus dem genannten Sparkonto
unmittelbar auf F Gbergehen.

Der Nachweis des Todes des A erfolgt durch Vorlage einer Sterbeurkunde.

§2
A ist jederzeit berechtigt, diesen Vertrag durch einseitige schriftliche Erklarung gegentber S zu
widerrufen.

§3

Sollte F vor A versterben, wird dieser Vertrag unwirksam.

§4
A ist berechtigt, bis zu seinem Tod frei Uber das Sparkonto zu verfligen.

§5
Das Recht der S, an den Inhaber des Sparbuchs mit befreiender Wirkung zu leisten, wird durch
diesen Vertrag nicht berthrt.

§6

S verpflichtet sich, nach dem Tod des A F von dieser Vereinbarung zu verstandigen.

§7
Im Ubrigen wird das Rechtsverhaltnis zwischen A und F durch einen Vertrag auferhalb
der vorliegenden Vereinbarung geregelt.



Lésung Fall 7

Gutachten:

1. Sachziele M
M mochte von A 100.000 € und ist dafiir bereits, auf ihr Erbe zu verzichten

2. Rechtsziele M
M — A Forderung 100.000 €
Erklarung Erbverzicht gesetzliches Erbrecht V

3. Rechtslage
- M ist gesetzliche Erbin

- keine Forderung M - A

4. Gestaltungsbedarf
- Regelungsebene: Erbrecht ja, Forderung ja

5. rechtlicher Gestaltungsspielraum
- Erbrecht: Erbverzicht gem. § 2346,

abstraktes Verfligungsgeschaft,

Rechtsgeschéft unter Lebenden, §§ 320 ff BGB

Rechtsgrund?

- Forderung: Rechtsgrund? Schenkung nein, Kauf nein, Tausch nein
- Erbabfindungsabrede als Kausalgeschaft

Form: notarielle Beurkundung gem. § 2348

6. Risikoiiberprifung

Risiko:

Nach Beurkundung Uberlegt es sich A anders. Er verstirbt, bevor M das Geld erhélt. Die Erben
wollen oder kénnen nicht bezahlen.

- 88 119 ff. nein, da kein Inhalts- oder Erklarungsirrtum

- § 2281, 2078 nein, da Rechtsgeschéaft unter Lebenden

- 8§ 812 nein, da Verzicht mit Rechtsgrund (im Zweifel u.U. Schenkung, wenn keine ausdrickliche
Regelung)

8 313 nein, da subsidiar

§ 139 nein, da nicht nichtig

- es gelten 88 320 ff., daher Rucktritt nach § 323 und Aufhebung des Erbverzichts gem. § 2351
- vorteilhaft fir A, wenn sie sich anderweitig absichert:

6.1. Erklarung Erbverzicht nur Zug um Zug gegen Aushandigung Bargeld beim Notar

6.2. Einrichtung eines Notaranderkontos und Treuhandabwicklung durch den Notar
6.3. Erklarung des Erbverzichts aufschiebend bedingt (88 3246, 158) durch Erhalt der Zahlung

Formulierungsvorschlag:

§ 1 Erbabfindungsabrede

(1) M verpflichtet sich hiermit gegeniber A, auf das ihr zustehende gesetzliche Erbrecht bei Tod A
zu verzichten.

(2) A verpflichtet sich, als Gegenleistung fur den Erbverzicht an A 100.000 € zu bezahlen.

§ 2 Erbverzicht

(1) M erklart hiermit Erbverzicht gem. 8 1 unter der aufschiebenden Bedingung des Erhalts der

Abfindungszahlung von 100.000 €.
(2) A nimmt diesen Erbverzicht hiermit an.



Risikovorbeugung und Risikominimierung bei moéglichen
Leistungsstorungsproblemen

Kautelarjuristische Instrumentarien (Beispiele)

1. Absicherung des Mandanten

- Vorleistungs- und Anzahlungsklauseln

- vertragliches Rucktrittsrecht

- aufschiebende oder auflésende Bedingungen

- Treuhandvereinbarungen

- Vormerkung

- Anderungsvorbehalt

- Bestellung von Sicherheiten durch den Vertragspartner

2. Belohnung des Vertragspartners
- Skontoklauseln
3. Ponalisierung des Vertragspartners

- Falligkeits- und Verzugsklauseln

- Pauschalisierung von Schadensersatzanspriichen
- Vertragsstrafenklauseln

- Verwirkungsklauseln

- Verfallklauseln

4. Ausschluss von Rechten des Vertragspartners

- Ausschluss Leistungsverweigerungsrechte
- Aufrechnungsverbot
- Klauseln zu Verjahrungs- und Ausschlussfristen

5. Uberwinden von Mitwirkungserfordernissen des Vertragspartners

- Verzichtsklauseln

- Fiktion von Tatbestandsvoraussetzungen oder Erklarungen
- Preisédnderungklauseln

- Preisanpassungsklauseln



	Teil 2 PDF 1-Austauschvertrag
	Teil 2 PDF 3-Eigentumsvorbehalt kombiniert
	Teil 2 PDF 2-Eigentumsvorbehalt einfach
	Teil 2 PDF 4-Sicherungsuebereignungsvertrag
	Teil 2 PDF 5-Ehegattentestament Einheitslösung
	Teil 2 PDF 6-Gemeinschaftliches Testament von Ehegatten - die sich gegenseitig zu Alleinvollerben und die
	Teil 2 PDF 7-Ehegattentestament Trennungslösung
	Teil 2 PDF 8-Gemeinschaftliches Testament von Ehegatten - die sich gegenseitig zu befreiten Alleinvorerben und die
	Teil 2 PDF 9-Übungsfälle 5-7
	Teil 2 PDF 10-Lösung Fall 5
	Teil 2 PDF 11-Lösung Fall 6
	Teil 2 PDF 12-Vertrag zugunsten Dritter
	Teil 2 PDF 13-Lösung Fall 7
	Teil 2 PDF 14-kautelarjuristische Instrumentarien



